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§ 17  Wahrnehmung der Rechte aus früheren Vollstreckungen 
 
(1) 1Hatte das Land vor der Trennung von Geldbetrag und Kosten aus einer Zwangsvollstreckung wegen 
der Kosten bereits Rechte erlangt, so teilt die Vollstreckungsbehörde dies der zuständigen Kasse unter 
Übersendung der vorhandenen Beitreibungsverhandlungen mit. 2Dies gilt nicht, wenn die wegen der Kosten 
begründeten Rechte nach § 15 Absatz 2 aufgegeben werden.

(2) 1Ist der Vollziehungsbeamtin oder dem Vollziehungsbeamten ein Vollstreckungsauftrag erteilt (§ 9 
Absatz 1 Satz 1, § 10 Absatz 1), so hat die zuständige Kasse der Vollziehungsbeamtin oder dem 
Vollziehungsbeamten gegenüber jetzt die Stellung der Auftraggeberin; sie hat sie oder ihn hiervon zu 
verständigen. 2Der Auftrag bleibt bestehen, bis die zuständige Kasse ihn zurücknimmt.


